
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Rathaus, 
Johannes-Rau-Platz 1, 42269 Wuppertal

Liebe Leserinnen und Leser,

mit dieser Ausgabe unserer Frak-
tionszeitung stellen wir Ihnen 
wieder die interessantesten The-
men der Wuppertaler Politik vor. 
Das Engagement der GRÜNEN 
Fraktion ist vielfältig. Die Band-
breite geht von einer Ratsreso-
lution, in der wir Abschiebungen 
nach Afghanistan ablehnen über 
Erfolge im Bergischen Rat und 
unserem Schwerpunktthema Luft-
reinhaltung bis zu mehr Freiraum 
für Kinder. 
Als Ratsfraktion machen wir kei-
nen Wahlkampf, bitten Sie nur 
um eines: nehmen Sie Ihr demo-
kratisches Recht wahr, gehen Sie 
am 14. Mai wählen. 

Genießen Sie den Frühling!

Ihr Redaktionsteam
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DIESE GRÜNEN!

JETzT DocH: Foc AM DöppERSBERG 
 VERkAUFSFLäcHE SATT – EIN SEGEN FÜR DIE STADT?

In der Bezirksvertretung Elberfeld am 
15.03. präsentierte Alexander Clees 
den aktuellen Stand des FOC in der 
alten Bahndirektion am Döppersberg. 
Es geht los mit ca. 10.000 qm Fläche 
im Gebäude der alten Bahndirektion. 
Das ehemalige Postgebäude am Klee-
blatt (mit den Parkplätzen) soll aber 
schnell dazukommen. Dazu wird eine 
Brücke über die Gleise und die Ober-
leitung gebaut. Die Baugenehmigung 
für das Direktionsgebäude liegt vor. 
Zurzeit wird Werbung für die Vermie-
tung gemacht. Es gibt eine Homepage: 
www.cityoutletwuppertal.com

Die Vermietung läuft
Erst wenn 40 bis 50 % der Flächen 
vermietet sind, wird der Umbau star-
ten, eventuell im dritten Quartal 2017. 
Die weiteren Bauabschnitte sollen bis 

2020 fertig sein. Insgesamt ergibt das 
23.000 qm Verkaufsfläche. Falls die 
Seilbahn nicht kommt und die Bahn 
das Gebäude zwischen dem proviso-
rischen Reisezentrum und dem Emp-
fangsgebäude an die Clees-Gruppe 
verkauft, könnten noch einmal 7.000 
qm dazukommen. Der Haupteingang 
des FOC wird in etwa gegenüber dem 
Bäckerei-Verkaufswagen liegen, also 
auf der vom Vorplatz abgewandten 
Seite. Da im Bereich vor dem Haupt-
portal zum Bahnhofsvorplatz ein Café 
angesiedelt werden soll, gibt es dort 
nur einen Nebeneingang, der Bereich 
bleibt begehbar. Die entscheidende 
Frage ist jedoch: Kann die Elberfelder 
Innenstadt die zusätzliche Verkaufs-
fläche verkraften? Das ist ein Thema 
für die Innenstadtkonferenz (siehe den 
Artikel oben).

INNENSTADTkoNFERENz 
 MEHR BÜRGERBETEILIGUNG FÜR pLATz AM koLk, kARLSpLATz UND kASINokREISEL?

Mit der Initiative Innenstadtentwick-
lung Elberfeld und der Innenstadtkon-
ferenz hat die Stadt Wuppertal eine 
wichtige Plattform für die Gestaltung 
der City der Zukunft mit starker Bür-
gerbeteiligung geschaffen.

Bei der zweiten Innenstadtkonferenz 
am 08.03. wurden die Arbeitspunkte 
anhand eines Modells, das mit Folien 
auf dem Fußboden ausgebreitet wurde, 
verdeutlicht: Die drei Gebiete Luisen-
viertel, City (Wall) und Hofaue werden 

durch den Platz am Kasinokreisel und 
den Platz am Kolk miteinander verbun-
den. Der Karlsplatz liegt im Abseits, 
könnte aber durch eine bessere Anbin-
dung des Mirker Bahnhofs gewisser-
maßen von Norden erschlossen wer-

ABScHIEBUNG NAcH AFGHANISTAN 
 WIR SAGEN NEIN! 

In Afghanistan herrschen Krieg und Not. 
Es gibt keine richtige Gesundheits-
versorgung und keine wirtschaftliche 
Lebensgrundlage. Deswegen sagen 
wir GRÜNEN: Abschiebungen nach 
Afghanistan sind menschenunwürdig.

Die Vereinten Nationen berichten, dass 
es keine sicheren Gebiete in Afgha-
nistan gibt. Die Situation hat sich im 
letzten Jahr sogar deutlich verschlech-
tert. Trotzdem weigert sich die Bundes-
regierung bislang, die Sicherheitslage 
neu zu bewerten und Abschiebungen 
auszusetzen. Wir GRÜNEN verlangen 
jedoch, dass sich Landes- und Bundes-
regierung entschieden gegen Abschie-
bungen positionieren und sich für die 
Aufhebung des Rückübernahmeab-
kommens zwischen EU und Afgha-
nistan einsetzen. 

Mehrere Bundesländer in Deutschland 
haben klargestellt, dass sie sich nicht 
an den Abschiebungen beteiligen wol-
len. Auch NRW wird sich zumindest 
bis zur Landtagswahl nicht beteiligen. 
Das ist jedoch nicht ausreichend. Denn 
ohne eine Neubewertung der Sicher-
heitslage und eine geänderte Ent-
scheidungspraxis des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge droht sich in 
Deutschland eine uneinheitliche Rück-
führungspraxis zu verfestigen. Es kann 
nicht sein, dass die Zuweisung in ein 
Bundesland darüber entscheidet, ob 
jemand nach Afghanistan zurückkeh-
ren muss oder hier bleiben darf. Wir 

dürfen nicht in Kauf nehmen, dass 
Geflüchtete und Schutzsuchende in 
eine Krisenregion abgeschoben wer-
den, weil es politisch bequem scheint. 
Auch die Menschenrechtsbeauftragte 
der Bundesregierung sagt, nicht die 
Lage in Afghanistan habe sich geän-
dert, sondern die innenpolitische Dis-
kussion in Deutschland. 
Das Argument, es sollen nur allein rei-
sende Männer zurückgeschickt wer-
den, ist nicht akzeptabel, denn es 
sind oftmals genau diese, denen die 
Zwangsrekrutierung durch die Taliban 
oder den IS drohen. Außerdem haben 
wir gesehen, dass die abgeschobenen 
Menschen nicht immer kriminell waren, 
sondern einige sich um die Integration 
in Deutschland bemüht hatten.

In unserem gemeinsamen Antrag mit 
der Linken Fraktion an den Rat der 
Stadt Wuppertal vom 20.02.2017 for-
derten wir auch die Stadtverwaltung in 
Wuppertal auf, sämtliche individuellen 
Aspekte des Einzelfalls in Wuppertal zu 
bewerten und sorgfältig zu prüfen, ob 
andere aufenthaltsrechtliche Möglich-
keiten bestehen. Unser Antrag wurde 
leider von den anderen Fraktionen 
abgelehnt.

den. Die Teilnehmenden konnten mit 
der Vergabe von Goldtalern Schwer-
punkte für die Umgestaltung setzen. 
Der Platz am Kolk und der Karlsplatz 
erhielten viele Taler.
Die GRÜNEN haben bereits im Jahr 
2013 Vorschläge für die Gestaltung 
des Platzes am Kolk (ohne Parkplatz) 
gemacht. Wir gingen davon aus, dass 
dieser Platz bald neu gestaltet werden 
würde, auch, weil das Hotel in der ehe-
maligen Post im nächsten Jahr eröffnet.
Noch während der Veranstaltung teilte 
Dezernent Frank Meyer mit, dass die 
Stadt sehr kurzfristig einen beschränk-
ten Wettbewerb zur Neugestaltung 
des Von-der-Heydt-Platzes (vor C&A) 
starten werde. Das Land habe mit Geld 
gewinkt und wegen der Zeitnot (Ver-
gabe der baulichen Maßnahmen noch 
im Jahr 2017) müsse dort begonnen 
werden. Der Platz am Kolk sei wegen 
des Überwegs über die Morianstraße 
zu kompliziert.
Wir waren sehr verwundert und so 
auch viele Menschen in Elberfeld. In 
Gesprächen hat Herr Meyer inzwi-
schen zugesagt, dass der Platz am Kolk 
als Nächstes auf der Tagesordnung 
steht.

Rechts im Bild: das Hauptportal des ehemaligen Direktionsgebäudes. Der Haupt-
eingang des FOC wird sich jedoch links vom Bild befinden.
Foto: Klaus Lüdemann
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G9 – So NIcHT! kRITIScHE BEWERTUNG EINES VoLkSBEGEHRENS
 VoN RAINER DAHLHAUS, VoRSTANDSMITGLIED DER LANDESELTERNScHAFT DER INTEGRIERTEN ScHULEN NRW

In der Fraktionssitzung der GRÜNEN 
am 6. März stellte Rainer Dahlhaus, 
Vorstandsmitglied der Landeseltern-
schaft der integrierten Schulen in 
NRW, den Gesetzentwurf des Volks-
begehrens „G9 jetzt“ zur Wiederein-
führung eines neunjährigen Bildungs-
gangs an allen Gymnasien in NRW und 
die damit verbundenen erheblichen 
Beeinträchtigungen der Bildungsbe-
mühungen aller anderen Schulformen 
der Sekundarstufe I vor.

Was will die Initiative?
Seit Januar sammelt die Initiative „G9 
jetzt“ Unterschriften für ein Volksbe-
gehren zur (Wieder-) Einführung eines 
flächendeckenden neunjährigen Bil-
dungsgangs zum Abitur an Gymnasien 
und hat dazu einen Gesetzentwurf 
vorgelegt. Der hat allerdings derart 
weitreichende negative Auswirkungen 
auf Haupt- und Realschulen, Gesamt- 
und Sekundarschulen, dass die Landes- 
elternschaft der integrierten Schulen 
in NRW zusammen mit zahlreichen 
anderen Verbänden und politischen 
Gruppierungen dringend davon abrät, 
das Volksbegehren zu unterstützen.

Wo liegt das Problem?
Zur Wiedereinführung von G9 an 
allen Gymnasien des Landes sieht der 
Gesetzentwurf der Initiative „G9 jetzt“ 

nämlich vor: Dem Paragraphen 12 des 
Schulgesetzes wird folgender Absatz 5 
angefügt: „(5) Der Pflichtunterricht 
für die Schüler*innen beträgt in der 
Sekundarstufe I maximal 180 Jahres-
wochenstunden.“ Damit will „G9 jetzt“ 
die Kürzung des Unterrichts in den 
Klassen 5 bis 10 für alle Schulen aller 
Schulformen auf maximal 180 Stun-
den durchsetzen. Dadurch würde den 
Hauptschulen, Realschulen, Sekun-
darschulen, Gesamtschulen – und 
damit 60 % der Schüler*innen – in 
der Sekundarstufe I Pflichtunterricht 
im Umfang von acht Stunden gekürzt, 

das sind eine bis zwei Stunden pro 
Jahrgang. Es geht also um eine Unter-
richtskürzung von fast 5 %.

Pflichtunterricht besteht nach gel-
tender Rechtslage aus dem sogenann-
ten Kernunterricht (Deutsch, Mathe-
matik, Französisch etc.) und aus den 
damit untrennbar verbundenen Ergän-
zungsstunden, die an den Gesamt-
schulen u. a. Ausweitungen des Unter-
richts in den Hauptfächern umfassen 
können sowie die Fremdsprachen ab 
Jahrgang 8 (oft Spanisch oder Latein).
 
Wo regt sich Widerstand? 
Viele bildungspolitisch verantwor-
tungsbewusste Verbände und Grup-
pierungen wehren sich gegen diese 
Kürzung um eine bis zwei Stunden im 
Wochenstundenplan jeden Jahrgangs 
an den Schulen, weil das fachliche Bil-
dungsprogramm, das hier angeboten 
wird, gerade auch im bestehenden 
Umfang für die Schüler*innen gut und 
wichtig ist. 

Wer ist zynisch?
Für Haupt- und Realschulen, die keine 
gebundenen Ganztagsschulen sind, 
propagiert Herr Hohenstein, einer 
der Initiatoren des Volksbegehrens, 
diese Kürzung übrigens als pädagogi-
schen Gewinn, weil die Schüler*innen 

dann keinen Nachmittagsunterricht 
mehr hätten. Aus Sicht vieler Eltern 
sind Unterrichtskürzungen aber kein 
Gewinn für die Schüler*innen, son-
dern ein Verlust.

Warum werden Lehrerstellen gekürzt?
Hinzu kommt: Eine Kürzung der 
Pflichtstunden für die Schüler*innen 
hat eine Kürzung der Lehrerstellen 
zur Folge. Denn die Schüler*innen-
Lehrkraft-Relation, die für die Berech-
nung der Lehrerstellen ausschlagge-
bend ist, berücksichtigt drei Faktoren: 
Wie viel Unterricht erhält eine Klasse? 
Wie viele Schüler*innen bilden eine 
Klasse? Wie viel Unterricht erteilt eine 
Lehrkraft? Wird also zum Beispiel die 
Zahl der Unterrichtsstunden je Klasse 
gesenkt, kann (und wird) die Zahl der 
Lehrkräfte sinken. Da sich auch der 
Ganztagszuschlag prozentual aus der 
(dann reduzierten) Zahl der Lehrer-
stellen errechnet, reduziert sich dieser 
zudem für gebundene Ganztagsschu-
len und damit für fast alle Sekundar- 
und Gesamtschulen in NRW. Auch das 
wollen die Eltern nicht.

Weitere Risiken im Detail 
Hinzu kommt: Bei diesem Volksbegeh-
ren stecken Risiken im Detail. Wenn 
der Gesetzentwurf, den „G9 jetzt“ vor-
gelegt hat, im Rahmen des Volksbe-

gehrens genügend Unterstützer*innen 
findet, hat der Landtag darüber – und 
über nichts anderes – zu beschließen. 
Anders als bei anderen Gesetzesvorha-
ben gibt es dann nämlich keine Mög-
lichkeit, den Gesetzesentwurf etwa 
im Rahmen von Expertenanhörungen 
noch zu verändern.

Und die GRÜNEN? 
Alle im Mai zu Wahl stehenden Partei-
en – insbesondere auch die GRÜNEN 

– schlagen inzwischen in unterschied-
licher Weise die Wiedereinführung 
neunjähriger Bildungswege für die 
Gymnasiast*innen in NRW vor.

Fazit
Vor diesem Hintergrund rät Rainer 
Dahlhaus dringend, das Volksbegehren 
nicht durch eine Unterschrift zu unter-
stützen: Auch Befürworter*innen von 
G9 am Gymnasium können angesichts 
der vorliegenden Wahlprogramme der 
politischen Parteien darauf vertrauen, 
dass ihr Anliegen Berücksichtigung 
findet – und zwar in einem ordent-
lichen Gesetzgebungsverfahren, das 
die Anhörung von Expert*innen aus 
Eltern-, Schüler- und Lehrerverbän-
den einschließt und damit viel besser 
geeignet ist, unerwünschte Nebenwir-
kungen einer Wiedereinführung von 
G9 zu minimieren.

STADTMöBEL IM TREND 
 MEGA-TRAFFIc-cITy-RoAD-LIGHT-SELEcT-NET-WERBETAFELN

Das, was Werbung unbedingt errei-
chen will, nämlich Aufmerksamkeit 
zu erregen, trägt zu einem Dilemma 
im öffentlichen Straßenverkehr bei: 
Je erfolgreicher die Werbung ist, 
desto größer wird die Gefahr für alle 
Verkehrsteilnehmer*innen.
 
Kreuzungen, Fußgängerampeln oder 
besonders stauanfällige Straßenab-
schnitte sind ideale Sammelpunkte für 
die Platzierung von Werbung. Auch die 
B7 mit dem grünen Mittelstreifen hat 
sich zu einem Stellplatz für großfor-
matige Werbeträger entwickelt. Alle 
200 bis 300 Meter eine neue Infor-
mation, teilweise digital gesteuert und 
mit Leuchtkraft ausgestattet. Alle paar 
Sekunden findet ein Bildwechsel statt. 
Für aufmerksame Fahrer*innen ist es 
eigentlich Pflicht, Lichtsignale bzw. 
Bewegungen wahrzunehmen, denn sie 
können für die eigene Sicherheit oder 
die anderer Verkehrsteilnehmer*innen 
entscheidend sein. 80 % aller Ver-
kehrsunfälle werden durch das Abge-
lenktsein des Fahrers bzw. der Fahrerin 
verursacht. Wie viele Sekunden feh-
lender Aufmerksamkeit reichen aus, 

um die Fußgängerampel zu überse-
hen? Wie viel Abstand muss zwischen 
den PKW liegen, damit Fahrer*innen 
die Werbetafel links oben lesen kön-
nen und ausreichend Puffer für uner-
wartete Bremsmanöver bleibt? Und 
welche Gefahren drohen, wenn der 
digitale Werbeträger einen roten 
Farbhintergrund hat und sich von der 
roten Ampelanlage (zum Beispiel am 
Robert-Daum-Platz) davor gar nicht 

mehr unterscheiden lässt? Erste Stu-
dien zeigen, dass Werbeträger dop-
pelt so häufig wahrgenommen werden 
wie Verkehrsschilder. Mehr noch, 14 % 
der Teilnehmenden einer Verkehrsstu-
die schauten länger als sechs Sekun-
den auf einen Werbeträger. Welche 
Schlussfolgerungen sind daraus zu zie-
hen für das Aufstellen von Werbeträ-
gern im Straßenverkehr? 

Werbung ist Information, Ablenkung 
und Belästigung zugleich. Das soll hei-
ßen, sie hat durchaus ihre Berechti-
gung im öffentlichen Raum und kann 
durch ein ansprechendes Erschei-
nungsbild die Stadtgestaltung berei-
chern. Nimmt sie überhand, dann ent-
steht ein Gefühl des Bedrängtseins 
und schon ist es vorbei mit der wohl-
wollenden Informationsaufnahme. 
Grünflächen, Skulpturen und Denk-
mäler sollten zudem frei von konkur-
rierenden Werbeanlagen ihre ganze 
Wirkung entfalten dürfen. Dafür brau-
chen wir ein Werbekonzept, das die 
Verwaltung handlungsfähig macht 
und Orientierung bietet.

Foto: Privat

Yazgülü Zeybek wurde in Solingen als 
Tochter politischer Flüchtlinge aus der 
Türkei, die in den 80er-Jahren nach 
Deutschland kamen, geboren. In ihrer 
Kindheit in Aachen und in Koblenz 
verbrachte sie bereits viel Zeit auf 
Demos und mit politisch engagierten 
Menschen unterschiedlicher Herkunft.
In einem multikulturellen Umfeld 
fühlte sie sich schon immer zu Hause, 
so zog es sie nach dem Abitur an der 
Deutschen Schule Istanbul zum Stu-
dium der Internationalen und Europä-
ischen Politik nach Großbritannien an 
die London School of Economics. 
Zu den GRÜNEN kam Yazgülü über 
die parteinahe Heinrich-Böll-Stiftung 
in Brüssel, wo sie im spannenden 
Umfeld der europäischen Institutionen 
einige Jahre arbeitete. Im Jahr 2012 
kehrte sie nach Deutschland zu ihrer 
mittlerweile in Wuppertal ansässigen 
Familie zurück. Das passte gut zu 
ihrem Wunsch, bei dem Politikwissen-

schaftler Prof. H.-J. Lietzmann an der 
Bergischen Universität Wuppertal zum 
Thema „Zivilgesellschaft in der Türkei“ 
zu promovieren. Gleichzeitig arbeitete 
sie im Bauunternehmen ihrer Familie 
an Projekten zur Flüchtlingsunterbrin-
gung mit.
 
Bei den Wuppertaler GRÜNEN war 
sie Beisitzerin im Vorstand und kandi-
dierte 2014 für die Kommunalwahl mit 
den Themenschwerpunkten Gleich-
stellungs- und Integrationspolitik. 
Nachdem Tanja Wallraf aus persön-
lichen Gründen ausschied, rückte Yaz-
gülü im Januar 2017 in den Wupperta-
ler Stadtrat nach. 

Im Rat ist sie stellvertretende Vorsit-
zende im Gleichstellungsausschuss, 
Mitglied im Integrationsrat und stell-
vertretendes Mitglied im Stadtent-
wicklungsausschuss. Für sie bedeu-
tet ihre Tätigkeit im Rat nicht nur die 
Mitgestaltung der kommunalen Politik, 
sondern auch die Zusammenarbeit mit 
den vielen tollen Vereinen und Initiati-
ven sowie den Menschen in der Stadt, 
die selbst täglich viel bewegen. In 
Bereichen wie der Gesundheitsversor-
gung, der Kinderbetreuung, der Teil-
habe am öffentlichen Leben, dem Kul-
turangebot sollen die Bedürfnisse von 
Frauen und Migrant*innen besonders 
beachtet werden. 

Sie hat gleich in ihrer ersten Ratssit-
zung auch ihre erste Rede gehalten, 
gegen die Abschiebungen nach Afgha-
nistan (siehe Artikel Seite 1) – dass alle 
mitreden und mitstreiten ist bei den 
GRÜNEN nämlich die Norm. Als jüngs-
tes Ratsmitglied und Frau mit Migra-
tionshintergrund hat sich Yazgülü fest 
vorgenommen, die Alte-Herren-Politik 
im Stadtrat aufzumischen.

VoRGESTELLT:

yAzGÜLÜ zEyBEk 

Foto: ©Thomas Hendrich
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DIE GRÜNEN FEIERTEN AM 4. MäRz MAL WIEDER AN EINEM BESoNDEREN oRT

Der Frühlingsempfang der GRÜNEN 
Ratsfraktion fand im Café der Alten 
Feuerwache statt, die mit ihrer Aktion 

„25 Jahre Kinderarmut“ große Auf-
merksamkeit in Wuppertal erregte.
 
Marc Schulz, der GRÜNE Fraktions-
vorsitzende, wies darauf hin, dass in 
den letzten Jahren vieles in Wupper-
tal besser geworden ist. Besonders hob 
er Toleranz, Vielfalt und Offenheit her-
vor und das große Engagement in der 
Flüchtlingsarbeit. Aber er übte auch 

berechtigte Kritik, z. B. am Umgang 
der GroKo mit der Überlastung des 
Einwohnermeldeamts, an der immer 
noch zu hohen Kinder- und Jugendar-
mut in unserer Stadt und daran, dass 
die notwendige siebte Gesamtschule 
weiter auf sich warten lässt. Mehr und 
flexiblere Betreuungsangebote, eine 
bessere Finanzausstattung der freien 
Wohlfahrtsverbände und Sportver-
eine und eine gerechtere Staffelung 
der Kita-Gebühren kosteten zwar 
Geld, seien aber im Sinne eines prä-

ventiven Ansatzes unverzichtbar, wie 
er in Anwesenheit des Oberbürgermei-
sters, der genau das während des OB-
Wahlkampfes immer wieder in Aus-
sicht gestellt hatte, betonte.

Anja Liebert, die GRÜNE Fraktions-
vorsitzende, wies angesichts des 
bevorstehenden Internationalen Frau-
entages auf ein Alleinstellungsmerk-
mal der GRÜNEN hin: Frauen gehö-
ren bei uns traditionell ganz nach vorn, 
deshalb haben die GRÜNEN auch eine 
Doppelspitze. Grundsätzlich werden 
mindestens die Hälfte aller Posten mit 
Frauen besetzt. Anja Lieberts weitere 
Themen waren der Mangel an auto-
freien Siedlungen, die Chancen für die 
Umgestaltung des Platzes am Kolk zu 
einem Begegnungsort für Bürger*innen 
und der Wunsch, dass die Kosten des 
ÖPNV nicht davon abhängig gemacht 
werden, wie viel Kohle in Wilhelms-
haven verbrannt wird.

Jörg Degenkolb-Degerli, Bühnenlite-
rat und Slam-Poet, lockerte zwischen 
den politischen Reden die Stimmung 
auf und ließ weder die Schwebebahn 
noch die GRÜNE Ratsfraktion unge-
schoren.

Sylvia Löhrmann, stellvertretende 
Ministerpräsidentin des Landes NRW, 
bilanzierte die GRÜNE Regierungs-
arbeit und die Auswirkungen auf die 
Kommunen als sehr positiv und nannte 
drei Beispiele: Mit dem Stärkungs-
pakt NRW hat Wuppertal die Chance 
auf einen ausgeglichenen Haushalt, 
das Konzept „Kein Kind zurücklassen“ 
wurde von der Landesregierung aufge-
legt und die Finanzierung der Schulso-
zialarbeit übernommen. 

Bürgermeisterin Bettina Brücher über-
reichte erstmalig den mit 150 Euro 
dotierten Preis „Goldene Sonnen-
blume“, und zwar an die Foodsharing-
Initiative Wuppertal. Mit dem Preis 
zeichnet die bündnisgrüne Ratsfrak-
tion Initiativen aus, die sich in unserer 
Stadt für einen nachhaltigen Lebens-
stil einsetzen. Wir haben uns gefreut, 
dass auch dieses Jahr weit über 100 
Wuppertaler*innen unserer Einladung 
gefolgt sind.

RESTLoS GLÜckLIcH – FooDSHARING IN WUppERTAL
 VoN DANIELA SALETH UND JoNATHAN RIES 

Pro Sekunde landen in Deutschland 
313 Kilo Nahrungsmittel im Müll. Das 
sind über 18 Millionen Tonnen pro Jahr, 
wovon 10 Millionen Tonnen vermeid-
bar wären – etwa durch nachhaltigeres 
Management und veränderte Konsum-
gewohnheiten. Solange dies jedoch 
noch nicht der Fall ist, hat die Foodsha-
ring-Bewegung einiges zu tun – auch in 
Wuppertal!

Mit der Veröffentlichung des Filmes 
„Taste the Waste“ von Valentin Thurn 
ist im Jahre 2011 Lebensmittelver-
schwendung im Bewusstsein der 
Gesellschaft angekommen. Dank der 
internationalen Plattform foodsharing.
de können Wuppertaler*innen seit 
2012 „Essenskörbe“ hochladen und 

„fairteilen“; da landet dann der übrig 

gebliebene Kartoffelsalat, die Äpfel, 
die man nicht in den Urlaub mitneh-
men will, oder die Spinatnudeln, die 
man selbst nicht mag. Ein Großteil der 
Verschwendung, etwa 40 %, findet 
nämlich in den Privathaushalten statt.
Ende 2013 ergriff Markus Zöllner dann 
die Initiative und weitete als erster Bot-
schafter der Stadt Foodsharing Wup-
pertal auf die Supermärkte aus. Mit 
Kaufpark (REWE) baute er die erste 
Kooperation auf und fairteilte mit einer 
schnell anwachsenden Community die 
geretteten Lebensmittel im ersten pro-
visorischen Fair-Teiler auf dem Ölberg 
in der Schreinerstraße. Mittlerweile – 
drei Jahre später – sind es sechs Fair-
teiler und fünf Botschafter in Wupper-
tal, über 25 kooperierende Betriebe 
und etwa 140 aktive Foodsaver, die 

GASTkoMMENTAR: So kURz VoR DEN WAHLEN – AUF IHRE STIMME koMMT ES AN
 VoN JUTTA VELTE MDL, BERGIScHE LANDTAGSABGEoRDNETE DER GRÜNEN

Wir GRÜNEN haben viel erreicht in 
den letzten sieben Jahren. Wir haben 
die Inklusion auf den Weg gebracht – 
in den Schulen, in den Städten. Men-
schen sollen unabhängig von ihrer 
Behinderung, Herkunft, ihrer sexuel-
len Orientierung, ihrer religiösen Über-
zeugung teilhaben können am öffentli-
chen Leben. Sie sollen die Möglichkeit 
haben, sich frei und ungehindert ent-
falten zu können.

Wir haben den Klimaschutzplan auf 
den Weg gebracht. Für bessere Luft 
in unseren Städten, für den Schutz 
unserer Lebensgrundlagen in der 
gemeinsamen Verantwortung für das 
Klima. Wir stehen für eine bessere 
Mobilität mit dem Pedelec, mit dem 
Fahrrad, mit dem ÖPNV. Wir fördern 

Fahrradwege, wir haben das Sozialti-
cket eingeführt. Wir wollen, dass Sie 
für zwei Euro am Tag ganz NRW berei-
sen können. 
Wir fördern den sozialen Wohnungs-
bau. Wir haben in NRW als erstes 
Bundesland einen Integrationsplan 
vorgelegt. Wir haben mit dem Stär-
kungspakt dafür gesorgt, dass auch die 
Stadt Wuppertal endlich eine Chance 
auf einen ausgeglichenen Haushalt hat 
und wieder handlungsfähig wird. Wir 
unterstützen mit „Gute Schule 2020“ 
die Stadt beim Schulbau.

Wir sind stolz auf das, was wir erreicht 
haben. Wir haben gehalten, was wir 
versprochen haben. Ruhig, sachlich 
und mit dem klaren Ziel vor Augen. 
Und dennoch gibt es Kräfte, die diese 

guten Entwicklungen wieder zurück-
drehen wollen. Das wollen wir verhin-
dern. Denn die Antworten von gestern 
sind keine für morgen. Unsere Stadt-
gesellschaften haben sich weiterentwi-
ckelt.
Die Bekämpfung von Kinder- und 
Altersarmut, die Veränderung der 
Arbeitswelt durch Digitalisierung, 
neue und andere Infrastrukturen für 
die Mobilität von morgen, das sind 
die Herausforderungen, denen sich 
Stadt und Land jetzt stellen (müssen). 
Ein Zurück kann und darf es da nicht 
geben. Es gilt nach vorne zu schauen, 
das Erreichte zu sichern und gemein-
sam das Neue zu wagen. 
Wuppertal und ganz NRW sind in 
Bewegung. Gerade in Wuppertal gibt 
es mehr und mehr Menschen, die sich 

engagieren, die sich für ihre „Stadt der 
Zukunft“ stark machen. Am Arrenberg 
und anderswo. Wir GRÜNEN sind an 
vielen Stellen dabei. Neben der Politik 
engagieren sich viele von uns in Bür-
gervereinen, Flüchtlingsinitiativen, wo 
immer wir etwas zum Gelingen von 
Zukunftsprojekten beitragen können. 
Ruhig, sachlich, mit Herz und Verstand. 
Überall kämpfen wir für ein ökolo-
gisches, faires und weltoffenes NRW. 
Ein NRW, in dem die Menschen bei 
aller Unterschiedlichkeit zusammen-
stehen.

Am 14. Mai sind Wahlen. Es geht um 
viel. Es geht um Sie. Informieren Sie 
sich an unseren Ständen. Fragen Sie 
nach, schimpfen Sie, loben Sie! Und 
vor allem: GEHEN SIE WÄHLEN!Foto: Privat

FRÜHLINGSEMpFANG DER RATSFRAkTIoN

regelmäßig Lebensmittel vor der Tonne 
retten. Foodsharing und die Tafel e. V. 
kooperieren hierbei – wo die Tafel 
Bedürftigkeit in den Mittelpunkt stellt, 
bemüht sich Foodsharing, Aufmerk-
samkeit auf Lebensmittelverschwen-
dung zu lenken. Daher darf jeder 
Mensch die Fair-Teiler kostenlos nut-
zen, d.  h. dort gerettete Lebensmittel 
abholen oder überschüssige Lebens-
mittel abgeben und sich selbst ein Bild 
machen.
Foodsharing agiert generell geldfrei 
und wird von einem stadtweiten Netz-
werk unterstützt. Die gemeinnützigen 
Vereine Sozialtal e. V., UtopiaStadt e. V., 
Aufbruch am Arrenberg e. V., Tache-
les e. V. und NaBa e. V. stellen genauso 
wie der AStA der Uni Wuppertal 
unentgeltlich ihre Räumlichkeiten zur 

Verfügung. Darüber hinaus kooperiert 
Foodsharing mit den Urbanen Gär-
ten Wuppertal (Kompostierung) und 
den Mirker Schrauban (Lastenräder). 
Mit der Verleihung der Goldenen Son-
nenblume 2017 förderten die GRÜ-
NEN Letzteres und trugen zum Ausbau 
einer Lastenradflotte bei.

Ihr wollt mitmachen? Einfach auf 
foodsharing.de anmelden und Foodsa-
ver werden.

Foto: Privat Foto: Privat
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ScHLEcHTE LUFT IN WUppERTAL
 AUSWIRkUNGEN DES STRASSENVERkEHRS IMMER MEHR IN DER kRITIk

Die Europäische Luftqualitätsrichtlinie 
fordert bereits seit 2010 saubere Luft 
in den Innenstädten. Zwar sind die 
Feinstaubwerte in den letzten Jahren 
kontinuierlich zurückgegangen, doch 
die Grenzwerte für Stickstoffdioxid 
werden in zahlreichen NRW-Städten 
immer noch erheblich überschritten. 
Hohe Stickstoffdioxidwerte, auch in 
Kombination mit anderen Luftschad-
stoffen, gefährden nachweislich die 
Gesundheit der Bürger*innen. Im Jahr 
2016 wurde an den Messstationen 
Gathe und Steinweg, wichtige Reprä-
sentanten für viele Straßen im Wup-
pertaler Stadtgebiet mit vergleichbarer 
Lage und Kfz-Verkehrsbelastung, der 
zulässige Stickstoffdioxid-Jahresmittel- 
wert (40 µg/m³) überschritten.
Im Straßenverkehr sind Dieselfahr-
zeuge unumstritten Hauptverursacher.

Deren Zahl ist in den vergange-
nen Jahren durch Subventionen stark 
angestiegen. Das Bundesverkehrsmi-
nisterium hat eindeutig nachgewie-
sen, dass der Ausstoß von Stickoxiden 
bei den Neuwagen der meisten Auto-
mobilhersteller um ein Vielfaches über 
den Grenzwerten liegt und diese somit 
die Euro-6-Norm nicht einhalten. 
Die Bundesregierung hat diesem Trei-
ben bisher tatenlos zugesehen und 

lässt nun die Kommunen die Suppe 
auslöffeln. Die Deutsche Umwelt-
hilfe hat bereits zahlreiche Kommu-
nen verklagt, da diese keine geeig-
neten Schutzmaßnahmen für ihre 
Bürger*innen ergreifen. Stuttgart und 
München stehen kurz davor, Fahr-
verbote für Dieselfahrzeuge zu erlas-
sen. Die Stadt Düsseldorf muss laut 
Gerichtsbeschluss ihren Luftreinhal-
teplan überarbeiten und Fahrverbote 
sind in der Diskussion. Die Einführung 
einer „Blauen Plakette“ wäre jedoch 
nur dann sinnvoll, wenn sie sich an tat-
sächlichen Abgaswerten orientieren 
und den Kauf von wirklich sauberen 
Fahrzeugen fördern würde. Im vergan-
genen März hat der BUND vor Gericht 
einen Verkaufsstopp für zu viel Stick-
oxid ausstoßende Diesel-Neuwagen 
beantragt. 

Was sind die GRÜNEN Konzepte
für Wuppertal? 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN fordert vom Rat der Stadt, in der 
Ratssitzung am 15.05. klare Worte 
an die Bundesregierung zu formulie-
ren. Der Bund trägt die Verantwor-
tung und muss die Städte stärker darin 
unterstützen, die Luftqualitätsrichtli-
nien einzuhalten und eine nachhaltige 
Mobilität für den Gesundheitsschutz 

der Bevölkerung sicherzustellen. Dazu 
ist es notwendig, den Fuß-, Rad- und 
Nahverkehr zu stärken. Es kann nicht 
akzeptiert werden, dass die Grenz-
werte für Luftschadstoffe ohne Sank-
tionen überschritten werden. Doch 
ohne Unterstützung von Land und 
Bund können die Wuppertaler Stadt-
werke den ÖPNV nicht weiter aus-
bauen, aktuell sind eher weitere Lini-
enkürzungen zu befürchten. 

Erfolgversprechende Maßnahmen 
wären sichere Wege für den Fuß- und 
Radverkehr, der Umstieg auf Elektro-
mobilität beim Busverkehr, beim Lie-
ferungsverkehr und in den städtischen 
Fuhrparks, die Unterstützung von Car-
sharing-Konzepten, die Förderung von 
Bürgerbus-Initiativen sowie der Auf-
bau eines schulischen und betrieb-
lichen Mobilitätsmanagements mit 
attraktiven Jobticketangeboten. Nur 
wer gute Alternativen zum Auto nut-
zen kann, steigt um. Gute und schnelle 
Verbindungen mit funktionierenden 
Anschlüssen müssen gewährleistet 
sein. Darüber hinaus ist ein Ansatz die 
Kombinationsmöglichkeit von Fahrrad, 
Carsharing, Bus und Bahn.
 
Rückwärtsgewandte Verkehrspolitik 
ist nicht tolerierbar
Seitdem Wuppertal Umweltzonen ein-
gerichtet hat, sinken die Feinstaub-
werte, viele Pkw, Busse und Lkw wur-
den mit Partikelfiltern nachgerüstet.
Völlig rückwärtsgewandt ist das Vor-
haben des autobahnähnlichen Aus-
baus der L 419. Die Verkehrspolitik der 
60er- und 70er-Jahre des letzten Jahr-
hunderts soll nun umgesetzt werden. 
Zielsetzung dabei ist es, das Verkehrs-
aufkommen, inkl. Luft- und Lärmbela-
stungen, signifikant zu erhöhen. Die 
Tatsache, dass die A 46 im Wupper-
taler Stadtgebiet einen Hintergrund-
beitrag zur Stickstoffdioxid-Bela-
stung liefert, macht es natürlich umso 
dringlicher, den innerörtlichen Stick-
stoffdioxid-Anteil zu reduzieren. Eine 

Wuppertal wird Fahrradstadt
Dank der Nordbahntrasse wissen wir, 
dass gefühlt alle Wuppertaler*innen 
ein Fahrrad besitzen. Die goldene 
Regel besagt: Bei guter Verkehrs-
infrastruktur kommen auch die 
Nutzer*innen. Aber: Beseitigt man 
Infrastruktur (Gehwege), dann sinkt 
die Zahl (der Menschen, die zu Fuß 
gehen). Im Wuppertaler Straßenver-
kehr sind Radfahrende nicht zu über-
sehen, auch bei schlechtem Wetter. 
Der Bedarf ist da!
Die aktuelle Diskussion über das neue 
Radverkehrskonzept muss dazu füh-
ren, dass konsequent alle Möglich-
keiten, die Fahrradinfrastruktur zu ver-
bessern, umgesetzt werden. In den 
Gremien muss der Fahrradverkehr 
einen höheren Stellenwert einnehmen. 
Geld muss im städtischen Haushalt 
2018/2019 eingestellt werden. Wenn 
Wuppertal bis 2025 wirklich Fahrrad-
stadt werden soll, reichen Lippenbe-
kenntnisse nicht aus. 

Mit einem Bürgerticket gelingt
der Umstieg
Wuppertal diskutiert seit Jahren über 
ein Bürgerticket, quasi ein „Semester-
ticket für alle“. In einem Workshop 
im vergangenen März sprachen sich 
nahezu alle Beteiligten für ein solches 
Ticket aus. Offen ist, welches Finan-
zierungsmodell eine funktionierende 
und sozial gerechte Umsetzung rea-
lisierbar macht. Ein starker Anreiz für 
den Umstieg vom Auto auf den ÖPNV 
wäre es allemal. Der dazu notwendige 
Ausbau des Bus- und Bahnangebotes 
muss mit Mitteln des Bundes finan-
ziert werden. 

Fazit
Die Verkehrswende muss kommen, 
es führt kein Weg daran vorbei. Die 
Ziele des Klimaschutzes, der Luftrein-
haltung und der Lärmminderung sind 
nur dann zu erreichen, wenn deutlich 
weniger Treibhausgase, Luftschad-
stoffe und Lärm produziert werden.

zusätzliche Reduktion des A 46-Stick-
stoffdioxidanteils bleibt davon unbe-
rührt und darum kann ein Tempolimit 
nicht länger von Bezirksregierung und 
Bund abgelehnt werden.

Elektromobilität: Bahn, Bus, Auto 
und Fahrrad 
Da die Automobilindustrie von der 
Bundesregierung nicht verpflichtet 
wird, schadstoffarme Fahrzeuge zu 
produzieren, wird der Rückgang der 
erhöhten Schadstoffwerte auf sich 
warten lassen. Doch die Kommu-
nen sind jetzt verpflichtet, die Schad-
stoffe zu reduzieren, um den Gesund-
heitsschutz für ihre Bürger*innen zu 
gewährleisten. Fahrzeuge mit Elek-
troantrieb, seien es die Schwebe-
bahn, die geplante Seilbahn, Busse, 
Pkw, Lkw oder Fahrräder, können die 
Situation entschärfen. Auch gibt es 
im Bergischen Land bereits mehr als 
6.000 Elektro-Fahrräder. Sollte sich in 
der aktuellen Diskussion die Seilbahn 
als realisierbar herausstellen, wären 
wir auch hier ein ganzes Stück wei-
ter. Doch im Bereich der Elektro-Autos 
und Lkw sieht es noch nicht so gut aus. 
Dank der Initiative „W-E-Mobil“ von 
Jörg Heynkes liegt Wuppertal mit ca. 
200 angemeldeten Elektroautos zwar 
an der Spitze der Kommunen, doch 
Auswirkungen auf die Luftqualität 
kann diese Anzahl noch nicht haben. 

Das Elektromobilitätsgesetz der Bun-
desregierung, die mit einer Kaufprä-
mie für E-Autos den Absatz ankurbeln 
wollte, ist leider ein echter Rohrkrepie-
rer, da Fahrzeuge mit althergebrachter 
fossiler Antriebstechnik immer noch 
zu stark subventioniert werden.
Der hundertprozentige Ersatz der jet-
zigen Fahrzeugflotte durch Elektroan-
triebe wird nicht funktionieren. Der 
Energiebedarf kann nach heutigem 
Stand nicht mit Ökostrom gedeckt 
werden. Auch der Flächenanspruch 
und die Ökobilanz dieser Fahrzeuge 
bietet wenig Perspektive.

ÜBERGRIFFE AUF EINSATzkRäFTE
 IN WUppERTAL (NocH) kEIN THEMA?

Die Aggression gegen Beschäftigte 
in öffentlichen Ämtern nimmt gene-
rell bundesweit zu, so lassen es die 
Medienberichte zumindest vermu-
ten. In einer Dokumentation der Feu-
erwehr Düsseldorf werden für den 
Zeitraum September 2016 bis Februar 
2017 56 Fälle von Übergriffen auf 
Sanitäter und Einsatzkräfte gemeldet. 
In 30 Fällen sei es zu Androhung von 
Gewalt oder zur tatsächlichen Anwen-
dung von Gewalt gegen Einsatzkräfte 
gekommen.
 
Sind die Einsatzkräfte in Wuppertal 
ähnlichen Bedrohungslagen ausge-
setzt? Mit einer großen Anfrage baten 
wir die Verwaltung, hierzu eine Über-
sicht zu erstellen. Erstaunlich ist, dass 
es in Wuppertal zu entsprechenden 
Vorfällen weder eine übergreifende 
städtische Statistik gibt, noch bei den 
einzelnen Einheiten (z. B. Feuerwehr, 
Vollstreckung und Ordnungsamt) sol-
che Statistiken geführt werden. Die 
Mitarbeiter*innen des kommunalen 
Ordnungsdienstes nehmen seit Jahren 
an einem Einsatztraining teil, da sie in 
ihrer Tätigkeit situativ auch unmittel-
baren Zwang einsetzen müssen. Zum 

Schutz der Mitarbeiter*innen wurden 
unter anderem ballistische Schutzwe-
sten beschafft. 
Differenzierter fällt die Beurtei-
lung der Bedrohungs- und Gefähr-
dungslage bei der Wuppertaler Feu-
erwehr aus. Zwar wird nach Aussage 
der Verwaltung auch hier keine Stati-
stik zu Übergriffen auf Einsatzkräfte 
geführt. Der Personalrat des Stadtbe-
triebes Feuerwehr kommt aber offen-
bar zu einer Einschätzung. Er fordert 
nämlich im Rahmen seiner Beteili-
gung beim Thema Arbeitsschutz die 
Anfertigung von Gefährdungsanaly-
sen, da es immer wieder zu Übergrif-
fen auf Einsatzkräfte (insbesondere 
des Rettungsdienstes) komme. Nach 
GRÜNER Auffassung ist insbeson-
dere das Fehlen einer gemeinsamen 
städtischen Statistik zu Übergrif-
fen auf Einsatzkräfte eine Missach-
tung der berechtigten Interessen der 
Mitarbeiter*innen, die sich mit Leib 
und Leben für unsere Sicherheit ein-
setzen. Nach einer Zusage des Dezer-
nenten in der Sitzung des Ausschusses 
soll zumindest diese einheitliche Stati-
stik in der Stadt nun eingeführt wer-
den.

METRopoLREGIoN RHEINLAND 
 EINE cHANcE FÜR WUppERTAL?

Am 15. Februar beschloss der Rat 
der Stadt Wuppertal den Beitritt zur 
Metropolregion Rheinland (MRR), die 
dann am 20. Februar in Düsseldorf 
offiziell gegründet wurde.

Um im Wettbewerb z.  B. um Förder-
gelder bestehen zu können, ist inter-
kommunale Zusammenarbeit ein 
Gebot unserer Zeit, an ihr führt kein 
Weg vorbei. Dazu ist die Gründung der 
MRR ein wichtiger Schritt, den wir als 
GRÜNE Fraktion ausdrücklich begrü-
ßen. Blickt man allerdings zurück, war 
das nicht von Beginn an so, denn wir 
haben schon erhebliche Kritik sowohl 
an der Zusammensetzung dieses Kon-
struktes wie auch an der inhaltlichen 
Aufgabenstellung geübt. Daran ist in 
den vergangenen Wochen und Mona-
ten intensiv gearbeitet worden, mit 
dem Ergebnis einer deutlich breiter 
aufgestellten Vereinsstruktur, an der 
u. a. auch Umweltverbände, Gewerk-
schaften und die Verkehrsverbünde 
zumindest als beratende Mitglieder 
beteiligt werden. Ebenso wurde die 
Beteiligung der kommunalen Gremien 
gestärkt und eine Evaluation nach drei 
Jahren aufgenommen. Dennoch sind 

damit nicht alle Kritikpunkte ausge-
räumt. Wir sind der Auffassung, dass 
die MRR perspektivisch weiterentwi-
ckelt werden muss. Die Vereinsstruktur 
sollte künftig durch eine demokratisch 
legitimierte Struktur ersetzt werden. 
Außerdem ist uns auch die inhaltliche 
Ausrichtung noch nicht klar genug. 
Hierzu sollten vor allem die Anre-
gungen, die aus dem Kuratorium und 
dem Beirat kommen, ernst genommen 
und im weiteren Prozess eingearbeitet 
werden. Entscheidend ist ebenfalls, mit 
der Evaluation nicht erst nach drei Jah-
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ren zu beginnen. Wir GRÜNEN haben 
uns dazu rheinlandweit gut vernetzt, 
um diesen Prozess aktiv zu begleiten. 
Darüber hinaus müssen sich aber auch 
Wuppertal und das Bergische Städ-
tedreieck innerhalb der Metropolre-
gion Rheinland deutlich positionieren. 
Wir müssen auf Augenhöhe mit Köln, 
Düsseldorf oder auch der Städteregion 
Aachen agieren. Nur dann können wir 
unsere Ziele erreichen. Aber jetzt soll 
es erst einmal losgehen, und wir wün-
schen der Metropolregion Rheinland 
einen guten Start!

Cartoon: Harm Bengen
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REcHTSpopULISMUS – DAS ELEND MIT DER REcHTEN
 GASTkoMMENTAR DES kREISVoRSTANDES VoN BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN WUppERTAL

Ein Gespenst geht um in Europa: 
der Rechtspopulismus. Der AfD in 
Deutschland gelingt es bis weit in das 
konservative und linkssozialdemo-
kratische Lager hinein, Stimmen abfi-
schen.

Die AfD hält Parteiquerelen im Zaum. 
Man überzieht sich mit Parteiaus-
schlussverfahren (Frauke Petri kontra 
Björn Höcke z. B.), das jedoch in der 
Gewissheit, dass der zuständige Partei-
rat keine Entscheidung treffen wird.
Mit Björn Höcke erleben NPD-nahe 
Führungsfiguren eine Auferstehung 
bei der AfD. Er forderte in seiner Dres-
dener Rede vom 19.01. eine „erinne-
rungspolitische Wende um 180 Grad“ 
und die Rückkehr des „Völkischen“ in 
der Politik.  Aber auch mit Frauke Petri 
und dem NRW-Landesvorsitzenden 
Markus Pretzel sind rechte Extrempo-

pulisten am Werk, die sich an Le Pen 
und Putin orientieren und einen auto-
ritären Staat propagieren. Eine dritte 
Strömung sind christliche Fundamen-
talisten um Beatrice von Storch, die 
radikalliberale Markwirtschaft mit 
ständisch-klerikalen Vorstellungen 
paaren. Auf Dauer wird dieser Höllen-
mix  auseinanderbersten, aber solange 
die Wähler*innen keine Notiz von den 
Wahlprogrammen nehmen und aus 
dumpfen Ressentiments gegen intel-
lektuelle Eliten und Ausländer ihre 
Stimme den Rechten (ver)schenken, 
wächst die AfD weiter.

In den letzten Wochen hat es zwei 
Veranstaltungen in Wuppertal gege-
ben. Eine geplatzte Diskussionsver-
anstaltung im Café Swane mit den 
Landtagsabgeordneten, unter denen 
auch AfD-Kandidaten waren, und eine 

spannende Informationsveranstaltung 
von „Arbeit & Leben“ mit Andreas 
Kemper in der City-Kirche. Die Ver-
anstaltung im Café Swane wurde 
von  Anhänger*innen der Autonomen 
Szene gesprengt. Wir GRÜNEN haben 
uns während und nach der Veran-
staltung klar positioniert. Wir schrei-
ben unserer Gastgeberin,  Sally Swane, 
nicht vor, wen sie zu einer Diskussi-
onsveranstaltung einladen darf. Und 
wir diskutieren mit allen Wähler*innen 
über die AfD, weil wir die besseren 
Argumente haben.  Natürlich respek-
tieren wir auch die Haltung von den 
Linken, solchen Veranstaltungen fern 
zu bleiben. Aber das soll dann bitte 
schön auch für Talkshows im Fernse-
hen gelten. Aber das Sprengen einer 
Veranstaltung liefert der AfD eine bil-
lige Wahlkampfhilfe. Der schmale Grat 
zwischen ehrlicher  Empörung und 

Lächerlichkeit wurde konsequent über-
schritten. Kurzum: das war ein ver-
schenkter Abend.

Der GRÜNE Kreisvorstand hat am Tag 
danach gemeinsam mit allen demokra-
tischen Parteien einen Aufruf zu einer 
toleranten Diskussionskultur initiiert. 
Die zweite Diskussionsveranstaltung 
mit dem AfD-Experten Andreas Kem-
per führte tief in das Thema AfD ein. 

Deutlich wurde, dass alle unterschied-
lichen Strömungen und Personen sich 
einig sind in der Ablehnung aller völ-
kisch definierten Thesen und der 
rechtsextremen Tendenz der AfD.

Die AfD bietet in ihren Programmen
und in ihren Führungsfiguren genü-
gend Angriffsfläche. Dazu braucht 
man nur ein paar gut vorbereitete Dis-
kutierende. Die Wuppertaler AfD’ler  
ziehen sich lieber weinerlich auf ihre 
Paria-Rolle als ausgegrenzte Politiker 
zurück, als offen zu diskutieren. 

Wir GRÜNE werden uns immer mit 
dem Rechtspopulismus auseinander-
setzen. Im Mai wird die GRÜNE Hoch-
schulgruppe eine Diskussionsveranstal-
tung an der Uni organisieren. Und wir 
beteiligen an allen friedlichen Aktionen 
gegen rechte Parteien und Gruppen.

MEHR FREIRAUM FÜR kINDER 
 EIN GEWINN FÜR ALLE!

Kaum steigen die Temperaturen an, 
nimmt die Zahl der Kinder zu, die sich 
zu Fuß in Richtung Spiel- oder Sport-
plätze oder Kinder- und Jugendtreffs 
aufmachen, um draußen zu spielen. 
So auch im Quartier Arrenberg. 

Hier liegen diese Ziele direkt nebenei-
nander: Kinder- und Jugendtreff, Kin-
dertagesstätte und ein kleiner Ball-
spielplatz. Da kann es passieren, dass 
Autofahrer*innen plötzlich ein Ball vor 
das Auto rollt und ein Kind hinterher-
läuft. Bei dem erlaubten Tempo 30 
beträgt der Bremsweg 8,3 Meter. 
Was spricht also dagegen, diesen 
Abschnitt in einen verkehrsberu-
higten Bereich oder genauer gesagt 

in einen Spielstraßen-Bereich umzu-
wandeln? Mit kostengünstigen Mar-
kierungen und Pollern und einer 
einheitlichen Gestaltung der Einfahrt-
situationen könnte die Stadtverwal-
tung dies umsetzen. Autofahrer*innen 
gewöhnen sich schnell an das vorge-
schriebene Schritttempo. 
Die Kampagne „Mehr Freiraum für 
Kinder. Ein Gewinn für alle!“ des 
Arbeitskreises Verkehrssicherheit des 
NRW-Verkehrsministeriums unter-
stützt seit 2014 Kommunen bei der-
artigen Maßnahmen. Ziel der Kampa-
gne ist es, in Städten und Quartieren 
die Rahmenbedingungen für eigen-
ständiges, sicheres Unterwegssein und 
freies Spiel zu schaffen und Straßen-

räume für Kinder zurückzuerobern.
Verschiedene Studien zeigen: Kinder, 
die sich draußen frei bewegen und ihre 
Wege allein zurücklegen können, sind 
gesund, selbstbewusst und sozialkom-
petent. 

Viele Praxisbeispiele und Erfahrungen 
aus anderen Kommunen weisen den 

„Gewinn für alle“ auf: Ein verkehrsbe-
ruhigtes Wohnumfeld steigert nicht 
nur die Wohnqualität für Kinder, son-
dern für alle. Die Bedürfnisse, Interes-
sen und Ansprüche von Kindern im 
Straßenraum müssen in unserer Stadt 
sichtbarer werden – auch wenn das 
manchmal mit Einschränkungen des 
Autoverkehrs verbunden ist. Cartoon: Harm Bengen

Der Bergische Rat wurde im April 2015 
gegründet und hat als Ziel die Verbes-
serung der regionalen Zusammenar-
beit der Städte Remscheid, Solingen 
und Wuppertal. Damit verbunden sol-
len auch die Chancen auf Fördermittel 
von Land, Bund und EU steigen. In der 
dritten Sitzung des Bergischen Rates 
am 24. März 2017 gab es interessante 
Mehrheitskonstellationen. Obwohl SPD 
und CDU (wie im Wuppertaler Stadt-
rat) üblicherweise zusammen die 
Mehrheit haben, wurden zwei GRÜNE 
Initiativen beschlossen. 
Der Bergische Rat hat sich mehrheit-
lich der bergischen Erklärung „100 % 
Erneuerbare Energien Region“ ange-
schlossen, die 2012 von den Land-
tags- und Bundestagsabgeordneten 
des Bergischen Landes unterzeichnet 
wurde. Mit der Energiewende können 
wir den Strukturwandel im Bergischen 
fördern und Arbeitsplätze schaffen. 
Für ein gemeinsames, koordiniertes 
Vorgehen innerhalb der Region ist es 

ein wichtiges Zeichen, dass die Erklä-
rung von der Politik mitgetragen wird 
und konkrete Projekte initiiert wer-
den. Klimaschutz kann gar nicht genug 
Unterstützer*innen haben! 
Außerdem hat sich der Bergische Rat 
einem Remscheider Ratsbeschluss 
angeschlossen, der auf einen GRÜNEN 
Antrag zurückgeht. Darin wird gefor-
dert, die Städteregion Aachen in ihren 
Bemühungen zur Abschaltung der 
Schrottreaktoren in Tihange und Doel 
zu unterstützen. Die Bedrohung ist 
konkret, so werden unter anderem in 
den Kommunen bereits Jodtabletten 
zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
möglichen Atomkatastrophe gelagert. 
Die Vertreter*innen der CDU im Ber-
gischen Rat haben sich bei der Abstim-
mung leider enthalten, obwohl die 
drei Oberbürgermeister aus Wupper-
tal, Remscheid und Solingen sowie die 
IHK-Vertreter die Wichtigkeit dieses 
Themas herausstellten und sich für den 
Antrag aussprachen.

BERGIScHER RAT WIRD GRÜNER 
 BEScHLÜSSE FÜR MEHR kLIMAScHUTz

poLITIScHE TEILHABE FÜR HöRGEScHäDIGTE ERMöGLIcHEN
Oder: Was lange währt, wird
hoffentlich bald gut

Im Rahmen der letzten Haushaltsbe-
ratungen – also im November 2015 – 
haben wir als bündnisgrüne Ratsfrak-
tion einen Antrag eingebracht, für 
gehörlose oder hörgeschädigte Men-
schen den Zugang zu den Ratssit-
zungen zu ermöglichen. Damit soll die 

Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen an politischen Entscheidungen 
verbessert werden. Das ist ein wich-
tiger Aspekt bei der Umsetzung von 
Inklusion. Durch die Übertragung der 
Ratssitzungen ins Internet ergibt sich 
dafür eine große Reichweite.
Unser Antrag wurde dann von den 
Mehrheitsfraktionen in einen Prüfauf-
trag umgewandelt. In der Februar-Sit-

zung 2017 lag dem Fachausschuss für 
Soziales, Familie und Gesundheit nun 
eine Drucksache vor, in der die ver-
schiedenen Möglichkeiten der Teilhabe 
von Menschen mit Hörschädigung an 
den Ratssitzungen dargestellt wurden. 
Der Ausschuss war, ebenso wie zuvor 
der Beirat der Menschen mit Behinde-
rung, aufgefordert, eine Empfehlung 
hierüber auszusprechen. Dabei folgte 

der Ausschuss einstimmig dem Votum 
des Beirates, der sich dafür aussprach, 
sowohl die Schriftdolmetschung als 
auch die Gebärdendolmetschung ein-
zuführen. 
Dieses zweigleisige Vorgehen ist not-
wendig, da viele von Geburt an Hör-
geschädigte die Schriftsprache nicht 
gut beherrschen. Andererseits lernen 
Menschen, die im Laufe ihres Lebens 

eine Hörschädigung erwerben, oft die 
Gebärdensprache nicht mehr.

Wir GRÜNEN freuen uns, dass der 
Ausschuss mit dieser einstimmigen 
Empfehlung ein deutliches Zeichen 
für Inklusion in Wuppertal gesetzt hat. 
Nun haben wir einen Verfahrensvor-
schlag und hoffen, dass dieser zügig 
umgesetzt wird! 

NR. 106, MAI 2017



SEITE 6 DIESE GRÜNEN

RATS-cHRoNIk DEzEMBER 2016 
Döppersberg-Journal
Für den Döppersberg fallen weitere 13 
Mio. Euro Mehrkosten an, die in der 
Ratssitzung beschlossen wurden. Darin 
enthalten sind Kosten von knapp drei 
Mio. Euro u. a. für Kommunikations-
maßnahmen. Vor diesem Hintergrund 
stellten wir GRÜNEN eine Anfrage, wie 
sich diese Kosten konkret zusammen-
setzen. Insbesondere das letzte Döp-
persberg-Journal hat den Döppersberg 
kaum thematisiert, sondern vor allem 
Themen rund um die Elberfelder Innen-
stadt aufgegriffen. In ihrer Antwort 
meinte die Verwaltung, sie habe keine 
Probleme damit. 

Neubau einer Sporthalle an der
Nevigeser Straße
Endlich ist es so weit: Der Stadtrat 
beschloss in der Ratssitzung den Neu-
bau einer Vierfach-Sporthalle an der 
Nevigeser Straße. Hoffentlich können 
die Schüler*innen der Grundschule 
Kruppstraße und der Gesamtschule 
Uellendahl-Katernberg dann ab 2019 
ihren Sportunterricht in unmittelbarer 
Nähe der Schulen durchführen. Bis-
her müssen sie durch die halbe Stadt 
fahren, wodurch für den eigentlichen 
Sportunterricht viel Zeit verloren geht.

Ausstieg aus der Beteiligung am
Kohlekraftwerk Wilhelmshaven
Wir GRÜNEN wollen so schnell wie 
möglich die Nutzung von Kohlekraft 
beenden, um die Energiewende zu 
beschleunigen. Die Wuppertaler Stadt-
werke sind zu 15 % am Kohlekraftwerk 
Wilhelmshaven beteiligt. Dagegen 
haben die GRÜNEN sich von Anfang 
an engagiert. Hinzu kommen finan-
zielle Verluste, die in Zukunft noch 
anwachsen werden. Aus Verantwor-
tung für unsere Stadt machen wir uns 
Gedanken darum, wie ein Ausstieg aus 

dieser Beteiligung möglich sein könnte. 
Deshalb haben wir konkrete Fragen an 
die Verwaltung gestellt, z. B., wie hoch 
die zu erwartenden Verluste in den 
nächsten zehn Jahren sein werden und 
wie viele Stunden das Werk im letz-
ten Jahr am Netz war. Die Verwaltung 
hat leider nur einen Teil unserer Fragen 
im öffentlichen Teil der Ratssitzung 
beantwortet.

Dringlichkeitsantrag Sonderprüfung
der Geschäftsbeziehung Stadt – WMG 

– Firma ASS durch das Rechnungs-
prüfungsamt
Es gab in den letzten Jahren Geschäfts-
beziehungen zwischen der Wupper-
tal Marketing GmbH, der Stadt Wup-
pertal und der Firma ASS. Diese 
hatte jährlich mehrere Tausend Fahr-
zeuge in Wuppertal zugelassen und 
im Gegenzug von der Stadt Wupper-
tal Aufkleber für die Fahrzeuge erhal-
ten, mit denen für unsere Stadt gewor-
ben wurde. In den letzten Jahren 
wurden jedoch keine Aufkleber mehr 
geliefert, die Rechnung für die Wer-
bung aber trotzdem an ASS gezahlt. 
Dadurch ging der Stadt viel Geld ver-

loren. Wie es dazu kommen konnte, ist 
noch nicht klar. Wir finden: Die Politik 
hat eine Kontrollfunktion gegenüber 
der Verwaltung und es ist wichtig, sie 
in diesem Fall besonders gewissenhaft 
auszuüben. Das Rechnungsprüfungs-
amt hat bereits ein internes Gutach-
ten erstellt. Weil eine Sonderprüfung 
darüber hinaus keine neuen Erkennt-
nisse bringen würde, änderten wir 
unseren Antrag und schlugen stattdes-
sen vor, im Januar eine Sondersitzung 
des Rechnungsprüfungsausschusses 
durchzuführen, in der die Vorgänge 
komplett offengelegt werden sollen. 
Dem schloss sich der Rat mit großer 
Mehrheit an.

Mehrkosten des Projektes
Döppersberg
Wieder gab es einen Kostenzuwachs für 
das Projekt Döppersberg, die Gesamt-
kosten liegen nun bei über 153 Mio. 
Euro. Die GRÜNEN haben sich bei der 
Abstimmung über die Vorlage enthal-
ten. Wir haben den Umbau des Döp-
persbergs immer befürwortet, um z. B. 
endlich einen modernen Busbahnhof 
zu erhalten und weil bei der Ankunft in 

Alle GRÜNEN Anfragen, Anträge, 
Pressemitteilungen, Stellungnah-
men, im Rat gehaltenen Reden, 
Newsletter und älteren Ausga-
ben der Fraktionszeitung finden 
Sie in den Rubriken Aktuelles oder 
Presse unter
www.gruene-wuppertal.de.

Archivfoto: Jörg Lange

Wenn Sie „DIESE GRÜNEN!“ und
unseren Newsletter regelmäßig per E-Mail

erhalten möchten, bitte eine Mail an
fraktion@gruene-wuppertal.de senden.
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Wuppertal der erste Blick ein positiver 
sein soll. Andererseits klemmt es an 
vielen Stellen in der Umsetzung, in der 
Transparenz und nicht zuletzt im Kom-
munikationskonzept, das immerhin 1,2 
Mio. Euro gekostet hat.

Nachtragshaushalt 2017
Die GRÜNE Fraktion hat sich bei der 
Abstimmung über den Nachtragshaus-
halt enthalten. Einerseits waren wir 
immer für den Stärkungspakt Kom-
munalfinanzen, mit dem die rot-grüne 
Landesregierung verschuldete Kom-
munen wie Wuppertal sehr unterstützt. 
Andererseits wollten wir schon zur Ver-
abschiedung des Doppelhaushaltes 
im Rat viele andere Akzente setzen, 
was wir mit unseren Anträgen an den 
Haushalt auch deutlich machten. Diese 
wurden damals von der GroKo abge-
lehnt. Auch eine Erhöhung der städ-
tischen Zuschüsse an die Wohlfahrts-
verbände wird nicht vorgenommen, 
obwohl diese seit Jahren zu geringe 
Zuschüsse erhalten. 

Förderprogramm „Gute Schule 2020“
Mit großer Mehrheit hat der Rat das 
Förderprogramm mit einem Volumen 
von 49 Mio. Euro beschlossen. Mit die-
sen zusätzlichen Landesmitteln können 
Schulen und überwiegend schulisch 
genutzte Sportstätten finanziert wer-
den. Nun wird der Sportplatz Grund-
straße modernisiert und die Sanierung 
der Else-Lasker-Schüler-Gesamtschule 
kann um ein Jahr vorgezogen sowie 
die bisher dafür geplanten Mittel kön-
nen aufgestockt werden. Auch die 
Gymnasien Johannes Rau und Am 
Kothen profitieren, darüber hinaus soll 
jede Schule Internet erhalten. Auch die 
Vierfachsporthalle an der Nevigeser 
Straße wird aus diesem Programm 
finanziert. Die GRÜNEN stimmten zu.
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RATS-cHRoNIk FEBRUAR 2017 
Sondersitzung des Rates
am 15. Februar 2017: 
Beitritt zur Metropolregion Rheinland
In einer Sondersitzung am 15. Februar 
2017 beschloss der Stadtrat einstim-
mig den Beitritt zur Metropolregion 
Rheinland. Mit diesem Zusammen-
schluss von 35 Städten und Landkrei-
sen wird ein großer Schritt getan, sich 
gemeinsam mit der Region als bedeu-
tender wirtschaftlicher, wissenschaft-
licher und kultureller Raum mit inter-
nationaler Geltung und unstrittigem 
Wachstumspotenzial zu platzieren und 
weiter zu profilieren. Unsere GRÜNE 
Stadtverordnete Ilona Schäfer wurde 
vom Rat in die Mitgliederversammlung 
der Metropolregion gewählt. 

Reguläre Sitzung des Rates
am 20. Februar 2017: 
Verspätungssituation / Ausfälle
auf der S-Bahn-Linie S9
Viele Pendler*innen fahren täglich 
mit der S9, um nach Essen zu gelan-
gen. Zu deren Ärger gab es in der letz-
ten Zeit immer wieder Ausfälle, die 
nicht durch Baustellen bedingt waren. 
Da die Störungen der S9 auch viele 
Wuppertaler*innen treffen, stellten wir 
eine Anfrage an den Rat der Stadt, um 
die Hintergründe zu erfahren. In der 
Antwort der Verwaltung ist zu lesen, 
dass viele Ursachen für die 170 Aus-
fälle innerhalb von vier Monaten von 
außen kamen. Da ist es nur ein schwa-
cher Trost, dass nicht erbrachte Leis-
tungen auch nicht bezahlt werden 
müssen.

Analoge und digitale Werbeanlagen
Die GRÜNEN fragten die Verwaltung 
nach der wachsenden Zahl der ana-
logen und digitalen Werbeanlagen in 
Wuppertal. Diese verstellen Sichtach-
sen und beeinflussen die Sicherheit 
im Straßenverkehr, wie z. B. direkt 
am Fußgängerüberweg des Döppers-
bergs. Auch das Lightboard an der 
Briller Straße an der Auffahrt zur A46 
erscheint vielen Menschen gefährlich, 
weil die Berufsfeuerwehr die Kreu-
zung häufig bei roter Ampel que-
ren muss. Die GRÜNEN erkundigten 
sich u. a. nach der Verkehrssicher-
heit dieser Werbeanlagen, nach Min-
destabständen und nach der Berück-
sichtigung der Schutzbedürfnisse der 
Anwohner*innen. Die Verwaltung ant-
wortete, dass es keine Obergrenzen für 
die Menge an Werbeträgern und auch 
keine Mindestabstände gebe. Immer-
hin: Die Polizei wird einbezogen.

Ausübung des Wahlrechts für
Menschen ohne festen Wohnsitz
unterstützen
In diesem Jahr stehen zwei wich-
tige Wahlen an, und nicht alle Men-
schen wissen, dass sie wahlberech-
tigt sind. Allein in die Beratungsstelle 
für Obdachlose im Diakoniezentrum 
Friedrich von Bodelschwingh in der 
Oberstraße 38 kamen im letzten Jahr 
1.500 Menschen. Deshalb stellte die 
GRÜNE Fraktion die Anfrage, ob woh-
nungs- und obdachlose Menschen 
über ihr Wahlrecht informiert werden. 
Wenn die Verwaltung z. B. noch keine 

Flyer in den Beratungsstellen auslegt, 
bitten die GRÜNEN sie, hier bald tätig 
zu werden. Leider lag zur Ratssitzung 
noch keine Antwort der Verwaltung 
vor. 

Resolution – Keine Abschiebung
von Geflüchteten nach Afghanistan
In einer gemeinsamen Resolution mit 
der LINKEN fordert die GRÜNE Frak-
tion den Rat auf, über die Landesre-
gierung Einfluss auf die Bundesebene 
zu nehmen. Unsere Stadtverordnete 
Yazgülü Zeybek erläuterte in ihrer 
Rede das Ziel: Es sollen keine Abschie-
bungen nach Afghanistan erfolgen. 
Das Auswärtige Amt soll in Afgha-
nistan die Sicherheitslage neu bewer-
ten, um Abschiebungen zu verhindern. 
Die Landtagsfraktion der GRÜNEN in 
NRW hat mittlerweile erreicht, dass in 
unserem Land jeder der 1.900 ausrei-
sepflichtigen Einzelfälle auf humani-
täre Ermessensspielräume hin konkret 
geprüft wird. Die Menschen aus Afgha-
nistan sind also momentan in NRW 
vor einer Abschiebung sicher. Leider 
wollten SPD und CDU sich in der Rats-
sitzung nicht beteiligen und lehnten die 
Resolution ab.

Einwohnermeldeamt, Bürgerbüros
 und „Strategische Raumplanung“
Es war kein großer Wurf, aber immer-
hin ein Schritt in die notwendige Rich-
tung, den der Rat mit der Vorlage 

„Neuregelung bei den Bürgerdiensten 
im Einwohnermeldeamt und den Bür-
gerbüros“ beschlossen hat. Die GRÜ-

NEN fordern seit Jahren die vollstän-
dige Wiederöffnung der Bürgerbüros 
in den Stadtbezirken, bislang ohne 
Erfolg. Mit der jetzigen Beschlussfas-
sung wird wenigstens ein erster, zag-
hafter Schritt in die richtige Richtung 
gemacht, wie unser Fraktionsvorsit-
zender Marc Schulz erläuterte: Die 
Bürgerbüros bleiben vorläufig auf nied-
rigem Niveau erhalten und alle Angele-
genheiten, die im Einwohnermeldeamt 
vorgehalten werden, können nach den 
Osterferien in den Stadtteilen erledigt 
werden.
Die GRÜNE Fraktion hat dem Vor-
schlag der Verwaltung nur zugestimmt, 
weil mehr von der Ratsmehrheit nicht 
zu erwarten war. Wir fordern weiterhin 
die Ausweitung der Dienstleistungen 
und der Bürgerbüros, weil wir eine bür-

gernahe und bürgerfreundliche Stadt-
verwaltung wollen.

Stadtentwicklungskonzept
Wuppertal 2030
Die GRÜNE Fraktion hat für den Start 
zur Entwicklung eines Masterplans für 
die Stadt gestimmt. Bislang wurden 
sehr viele (Einzel-) Konzepte entwickelt, 
die oft in den Schubladen der Verwal-
tung verschwanden. Unsere Fraktions-
vorsitzende Anja Liebert betonte, dass 
wir eine Gesamtstrategie für Wupper-
tal begrüßen und die Bürger*innen mit 
der Politik diesen Prozess gemeinsam 
gestalten sollten. Sie warf einen Blick 
in die Zukunft und verlieh ihrer Hoff-
nung Ausdruck, dass auch bei Zielen 
wie z. B. weniger Lärm und bessere 
Luft die Bürger*innen beteiligt werden.
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